Betriebsvereinbarung über Urlaubsgrundsätze
(Quelle: der betriebsrat [dbr] Ausgabe 6/2008)
§ 1 Geltungsbereich

(1)
Die Betriebsvereinbarung gilt für alle Arbeitnehmer im Sinne des § 5 Abs. 1 BetrVG.

(2)
Die Betriebsvereinbarung gilt ausschließlich für den Erholungsurlaub.

(3)
Die Betriebsvereinbarung tritt am ... in Kraft und kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahresende gekündigt werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform.

§ 2 Betriebsferien

(1)
Zwischen dem 24.12.und dem 02.01. eines jeden Jahres bleibt der Betrieb geschlossen. Für diesen Zeitraum ist Urlaub zu gewähren und zu nehmen.

(2)
Mit Arbeitnehmern, die zu diesem Zeitpunkt noch keinen oder einen zu geringen Urlaubsanspruch erworben haben, wird eine gesonderte Regelung getroffen.

(3)
Die Anzahl der benötigten Urlaubstage für die Betriebsferien wird im Oktober des Vorjahres per Aushang bekannt gegeben.

§ 3 Grundsätze für die Urlaubsgewährung

(1)
Mindestens drei Wochen Urlaub sollen pro Urlaubsjahr zusammenhängend gewährt werden.

(2)
Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. Der Urlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und genommen werden. Abweichungen hiervon sind nur in Ausnahmefällen im Rahmen des § 7 Abs. 3 BurlG möglich. Vorgriffe auf zukünftigen Urlaub sind ausgeschlossen.

(3)
Der Urlaub ist zu gewähren, wenn der Arbeitnehmer dies im Anschluss an eine Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation verlangt.

(4)
Auszubildenden ist der Urlaub während der Berufsschulferien zu gewähren.

(5)
Bei der Urlaubsgewährung sind sowohl die betrieblichen Erfordernisse als auch die Wünsche der Arbeitnehmer zu berücksichtigen.

(6)
Arbeitnehmer mit schulpflichtigen Kindern erhalten während der Schulferien bevorzugt Urlaub. Überschneiden sich die Urlaubswünsche mehrerer Arbeitnehmer mit schulpflichtigen Kindern während der Schulferien und ist eine (auch teilweise) Urlaubsgewährung für alle aus betrieblichen Gründen nicht möglich, ist eine Interessenabwägung durchzuführen. Hierbei werden berücksichtigt:

· Anzahl und Alter der schulpflichtigen Kinder,

· Betriebszugehörigkeit und Lebensalter des Arbeitnehmers, sowie

· Urlaubsgewährung in den letzten drei Jahren.

(7)
Überschneiden sich Urlaubswünsche von Arbeitnehmern ohne schulpflichtige Kinder und ist eine (auch teilweise) Urlaubsgewährung für alle aus betrieblichen Gründen nicht möglich, ist eine Interessenabwägung durchzuführen. Hierbei werden berücksichtigt:

· Betriebs- oder Schulferien des Ehe- oder Lebenspartners,

· geplanter Urlaub mit Kindern in der Ausbildung oder im Studium,

· Betriebszugehörigkeit und Lebensalter des Arbeitnehmers,

· gesundheitliche Gründe,

· Gebundenheit des Urlaubswunsches an einen bestimmten Zweck (z.B. Fortbildung), sowie

· Urlaubsgewährung in den letzten drei Jahren.

§ 4 Beantragungs- und Bewilligungsverfahren

(1)
Arbeitnehmer tragen sich bis zum 15.12. des Vorjahres in die ab Anfang November in den Abteilungen ausliegenden Urlaubslisten ein.

(2)
Widerspricht der Vorgesetzte dem Urlaubswunsch nicht bis zum 15.01. des Urlaubsjahres, so gilt der Urlaub als genehmigt.

(3)
Urlaubswünsche für den Monat Januar des nächsten Jahres müssen bis zum 30.11. des ablaufenden Jahres gesondert bei dem Vorgesetzten angemeldet werden. Der Urlaub gilt als genehmigt, wenn bis zum 15.12. kein Widerspruch erfolgt.

(4)
Widerspricht der Vorgesetzte dem Urlaubswunsch, kann der betroffene Arbeitnehmer hiergegen Einspruch bei der Personalabteilung und/oder beim Betriebsrat einlegen. Personalabteilung und Betriebsrat versuchen eine Einigung zwischen dem Arbeitnehmer und gegebenenfalls mehreren Arbeitnehmern sowie Vorgesetzten zu erzielen. Ist dies nicht möglich, legen Personalabteilung und Betriebsrat den Urlaub gemäß den Grundsätzen des § 7 Abs. 1 BUrlG und dieser Betriebsvereinbarung fest. Können Personalabteilung und Betriebsrat sich nicht verständigen, kann jede Seite die Einigungsstelle anrufen.

